
VON CHRISTIAN BÖHMER

Brüssel. Die ungelöste Schuldenkrise in
Griechenland entzweit die europäischen
Partner. Je näher das Land an den Ab-
grund des Staatsbankrotts rückt, desto lau-
ter wird der Streit in Brüssel und den Haupt-
städten über den richtigen Rettungskurs.
Die Spannungen sind so gefährlich, dass
besonnene Staatenlenker zur Mäßigung
aufrufen. „Der Euro kann kein Faktor der
Spaltung zwischen den Europäern sein“,
warnt der italienische Ministerpräsident
und frühere EU-Kommissar Mario Monti.
„Es gibt nicht die Guten und die Schlech-
ten.“ In der EU wird besonders aufmerk-
sam das gereizte Verhältnis zwischen
Deutschland und Griechenland beobach-
tet. Der griechische Staatspräsident Karo-
los Papoulias hatte sich gestern über Bun-
desfinanzminister Wolfgang Schäuble em-
pört. Aus dessen Haus war dem Verneh-
men nach der Vorstoß für einen Athener
„Sparkommissar“ gekommen. Schäuble
hatte zu Wochenbeginn mit Blick auf eine
mögliche Pleite auch zu verstehen gege-
ben, dass Europa darauf besser vorbereitet
sei als noch vor zwei Jahren. „Ich akzeptie-
re es als Grieche nicht, dass mein Land von
Herrn Schäuble beleidigt wird“, polterte
der Staatschef – und nannte bei seiner Kri-
tik auch ausdrücklich die Niederländer
und Finnen. Berlin, Den Haag und Helsinki
fahren in der Griechenland-Krise einen har-
ten Kurs. Die Länder mit der Bestnote bei
den Ratingagenturen wollen für das neue
Hilfspaket von mindestens 130 Milliarden
Euro umfangreiche Absicherungen haben.
Im exklusiven Zirkel der Euro-Kassenhüter
gibt es Meinungsunterschiede, wissen Di-
plomaten zu berichten. Wackelkandidaten
wie Italien oder Spanien fürchten eine Aus-
weitung der Schuldenkrise und wollen von
öffentlichen Debatten über eine mögliche
Griechenland-Pleite nichts wissen.

VON GÜNTHER HÖRBST

Bremen. Wer hat Schuld an der aktuellen
Verzögerung bei der Energiewende? Der-
zeit schieben sich wie berichtet Energiever-
sorger, Netzbetreiber und Politiker den
Schwarzen Peter gegenseitig zu. Die Ener-
gieexpertin Claudia Kemfert vom Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung
(DIW) wundert sich seit geraumer Zeit über
die Diskussion. Vor allem die Klagen der
Beteiligten an den Offshore-Windparkpro-
jekten im Nordwesten kann sie nicht wirk-
lich nachvollziehen. „In anderen Ländern
wurden solche Windparks auch gebaut
und angebunden“, sagt sie. „Und da hat es
ziemlich gut funktioniert.“

Sie vermutet vielmehr, dass die großen
Energiekonzerne wegen des Zeitdrucks,

der durch den Atomausstieg für die Ener-
giewende entstanden ist, der Politik weite-
re Zugeständnisse abringen wollen. „Die
Energiewende scheint mir von dem einen
oder anderen Unternehmen als Druckmit-
tel benutzt zu werden, eigene Interessen zu
befördern“, sagt Kemfert.

Sie sieht allerdings auch ein gravieren-
des Versäumnis auf Seiten der Politik.
„Wenn es offenbar beim Netzausbau und
dem Anschluss der Windparks hapert,
dann muss sich die Politik doch die Frage
stellen, warum es das tut“, sagt die Energie-
Expertin. „Nötig ist also eine zentrale Clea-
ringstelle, die transparent macht, ob die
Klagen der Netzbetreiber zu Recht vorge-
tragen werden oder nicht.“ Kemfert fordert
seit Jahren ein eigenes Energieministe-
rium mit klarer Kompetenz für die Energie-

wende. Zumindest aber, fordert
sie, müsse es einen zentralen
Koordinator samt angeschlosse-
nem Kompetenzteam geben,
der die Fehlentwicklungen bei
der Energiewende untersucht
und nötigenfalls korrigiert.

Bremens Wirtschaftssenator
Martin Günthner (beide SPD)
geht noch einen Schritt weiter.
Er wirft der Bundesregierung
Untätigkeit bei der Offshore-
Windenergie vor. „Die Bundes-
regierung hat bis Sommer 2011
einen Masterplan Offshore angekündigt“,
sagte er dieser Zeitung. „Bis heute ist
nichts passiert. Die Regierung ist jetzt am
Zug, die vollmundig angekündigten Ziele,
Prioritäten, Zeitpläne und den erforderli-

chen Finanzrahmen dazu vorzu-
legen.“

Energieexpertin Kemfert hält
das Thema Offshore-Windener-
gie im Zusammenhang mit der
Energiewende für überbewer-
tet. „Sie sind natürlich im Ge-
samtkonzept wichtig“, sagt sie.
„Aber in Süddeutschland geht
durch die fehlenden Reaktoren
in den kommenden zehn Jahren
rund 60 Prozent des produzier-
ten Stroms vom Netz. Das The-
ma Windparks an Land wird des-

halb deutlich an Bedeutung gewinnen.
Davon ist auch der Bund für Umwelt und

Naturschutz (BUND) überzeugt. „Wenn
die großen Energiekonzerne nicht jahre-
lang die Energiewende verhindert hätten,

gäbe es heute viel mehr inländische Wind-
parks, sodass auf einen Großteil der neuen
Stromtrassen verzichtet werden könnte“,
sagt BUND-Chef Klaus Prietzel. Er wirft
den Energiekonzernen „energiepolitische
Heuchelei“ vor und fordert „statt Offshore-
Panik eine echte Energiewende“.

Nach Ansicht des Verbandes könnten an
vielen Abschnitten entlang der Nordsüd-
autobahn A7 von Flensburg nach Füssen
ohne größere zusätzliche Umweltbeein-
trächtigungen Windkraftanlagen aufge-
stellt werden. „Man könnte aus der A7 eine
Energieallee machen, hinter der sich kein
Offshore-Park verstecken muss“, sagt Priet-
zel. Zusammen mit Energiespeichern, einer
intelligenteren Netzsteuerung und Strom
aus Sonne und Biomasse könne das die
Energiewende entscheidend voranbringen.

Das Werksgelände von Mercedes-Benz in
Bremen ist seit Monaten eine Großbaustel-
le. Überall wird geräumt und gebaggert.
Die ersten Rohbauten sind schon hochge-
zogen. Insgesamt eine Milliarde Euro in-
vestiert der Daimler-Konzern bis 2014 am
Standort Bremen in neue Gebäude und An-
lagen. Mit dieser „Rieseninvestition“ wür-
den nicht nur Arbeitsplätze im Mercedes-
Werk selbst gesichert, sondern auch zu-
sätzliche Arbeitsplätze bei Zulieferern ge-
schaffen, erklärte Werksleiter Kellermann
auf Nachfrage.

VON PETRA SIGGE

Bremen. Der Ausbau der Bremer Auto-
fabrik soll den Standort aufwerten für seine
neue Bestimmung im Konzern. So soll die
nächste Generation der C-Klasse, die
meistverkaufte Baureihe von Mercedes
überhaupt, ab 2014 komplett in der Hanse-
stadt hergestellt werden und nicht mehr –
wie bisher – im Produktionsverbund mit
dem Stammwerk in Stuttgart-Sindelfin-
gen. Damit soll das Werk auch „Kompe-
tenzzentrum“ für die C-Klasse weltweit
werden, die dann auf vier Kontinenten ge-
baut wird.

Das bedeutet laut Kellermann, dass von
Bremen aus künftig auch die Montage der
C-Klasse in Südafrika, China und den USA
gesteuert wird. „Wir sind dann verantwort-
lich für die Qualitätssicherung, den Logis-
tikprozess und auch die Qualifizierung der

Mitarbeiter.“ Im vergangenen Jahr waren
allein im Bremer Werk mehr als 313000
Fahrzeuge vom Band gelaufen – zum größ-
ten Teil C-Klasse-Modelle. Das war neuer
Rekord, sagt Kellermann. „So viele Autos
haben wir hier noch nie gebaut“. Nach der
Erweiterung des Werks könnten es noch
mehr werden.

Der größte Teil der Milliarden-Investi-
tionssumme fließt dabei in den Rohbau.
Dort werden die Autoteile, die zuvor im
Presswerk aus flachen Blechteilen geformt
wurden, zusammen mit zugelieferten
Teilen zur Karosserie zusammengefügt.
Die Halle soll von derzeit 40000 Qua-
dratmetern auf 145000 Quadratmeter ver-
größert werden. Das entspricht der Fläche
von fast 20 Fußballfeldern. Noch in diesem
Jahr soll die Halle fertig sein. Dann können
die neuen, teuren Anlagen installiert wer-
den.

Gestern legte der Werksleiter gemein-
sam mit Wirtschaftssenator Martin Gün-
thner den Grundstein für den Erweiterungs-
bau. Günthner sprach von einem „guten Si-
gnal“ für die Bremer Wirtschaft. Die Investi-
tionen brächten „Sicherheit für den Stand-
ort und zeigen, welches Potenzial hier vor-
handen ist“. Günthner versprach dem
Werksleiter die Unterstützung der Politik
auch für weitere Zukunftspläne: „Da, wo
Sie den Senat brauchen, stehen wir ganz
an Ihrer Seite.“

Die Erweiterung des Rohbaus ist eine
von vielen Maßnahmen, mit denen das

Werk für künftige Vorhaben modernisiert
wird. So wird gleich neben der Rohbauhal-
le auf 12000 Quadratmetern eine neue Lo-
gistikhalle errichtet. Dort werden später
Teile aus dem Presswerk gelagert, die
dann zur weiteren Verarbeitung punktge-
nau in den Rohbau geliefert werden sollen.
Auch die Fläche des Presswerks
wird nahezu verdoppelt. Hier
soll ebenfalls neue Technik ein-
ziehen.

„Wir werden technologisch
einen Sprung machen“ erklärte
Kellermann. So soll das Nachfol-
gemodell der jetzigen C-Klas-
se“, deutlich leichter werden –
etwa durch den stärkeren Ein-
satz von Kohlefaserverbundstof-
fen und Aluminium. Ein Bei-
spiel sei der neue SL, der ab
Ende März ausgeliefert werde.
Der luxuriöse Sportwagen auf
Basis der S-Klasse sei bereits 145 Kilo-
gramm leichter als sein Vorgänger. Auch
bei den Verbindungstechniken werde Mer-
cedes neue Wege beschreiten. Stichwort:
kleben statt schweißen. Kellermann zeigte
sich gestern selbstbewusst: „Mit dem Ein-
satz hochmoderner Technologien setzen
wir hier in Bremen Maßstäbe für eine zu-
kunftsorientierte Automobilproduktion.“

In der 2009, während der Finanzkrise, ge-
fallenen Entscheidung für den Ausbau des
Standorts sieht der Bremer Werksleiter
einen „großen Vertrauensvorschuss“ der

Konzernleitung. Mit der Milliardeninvesti-
tion würden nicht nur hochwertige Arbeits-
plätze im Mercedes-Werk selbst gesichert,
sondern auch die Beschäftigung in der Re-
gion. „Allein bei unseren direkten Zuliefe-
rern, sind es 35 000 bis 38000 Arbeitsplät-
ze, die an unserem Werk hängen.“

Und es sollen noch mehr wer-
den. Mit dem Ausbau des Bre-
mer Werks zum C-Klasse-Kom-
petenzzentrum würden sich
demnächst weitere Zulieferer in
der Umgebung ansiedeln, kün-
digte Kellermann an. „Produk-
te, die früher im Süden der Repu-
blik gefertigt wurden, sollen
künftig hier produziert werden“
– unter anderem in Achim und
im Bremer Gewerbegebiet Han-
salinie. Erst vor wenigen Tagen
hatte die Wirtschaftsförderung
Bremen bestätigt, dass „Ver-

handlungen zu großvolumigen Flächenver-
käufen“ im Gewerbepark Hansalinie lau-
fen. Werksleiter Kellermann geht dabei
von „mehreren Hundert neuen Arbeitsplät-
zen“ aus.

Mit mehr als 12800 Beschäftigten ist das
Bremer-Mercedes-Werk größter privater
Arbeitgeber in der Region. Aktuell werden
am Standort acht Modelle produziert: die Li-
mousine, der Kombi und das Cabrio der
C-Klasse, der kleinere Geländewagen
GLK, das E-Klasse-Coupé und -Cabrio so-
wie die beiden Roadster SLK und SL.

Griechenland-Krise
entzweit Europa
Schäubles Kurs in der Kritik

Hagen (wk). Die Dienstleistungsgewerk-
schaft Ver.di verlangt vom Douglas-Vor-
stand Klarheit über die Zukunft der Buch-
sparte Thalia. Der Hagener Douglas-Kon-
zern prüft Medienberichten zufolge den
Verkauf seiner schwächelnden Buchsparte
Thalia. Es gebe bereits Sondierungsgesprä-
che mit potenziellen Investoren, berichtete
das „Manager Magazin“ unter Berufung
auf Finanzkreise. Thalia hatte zuletzt
knapp eine Milliarde Euro Umsatz erreicht.
Die Filialen der Buchsparte laufen nicht
wie gewünscht, weil immer mehr Kunden
lieber im Internet einkaufen.

„Die seit Wochen anhaltende Bericht-
erstattung über einen möglichen Verkauf
und die Schließung von Thalia-Filialen ver-
unsichert die Beschäftigten zunehmend“,

sagte Ver.di-Handelsexperte Johann Rösch
gestern. Thalia sei ein kerngesundes Unter-
nehmen. Douglas hatte Restrukturierun-
gen angekündigt. Zudem hatte die Grün-
derfamilie Kreke angekündigt, den Kon-
zern mit Hilfe von Investoren von der Börse
nehmen zu wollen. Das hatte zu Spekulatio-
nen über eine Abspaltung von Thalia sowie
den weiteren Töchtern Hussel (Süßwaren)
und Appelrath-Cüpper (Mode) geführt.

Veränderungen in der Buchbranche sei-
en nicht über Nacht gekommen, sagte
Rösch. Er erwarte umfassende Transpa-
renz für den vom Vorstand angekündigten
Restrukturierungsprozess. Der Prozess
müsse gemeinsam mit den Betriebsräten
geführt werden. Am Donnerstag hatte die
„Frankfurter Allgemeine Zeitung“ berich-

tet, dass neben Thalia auch die Süßwaren-
sparte und die Modekette verkauft werden
könnten. Interessenten gebe es. Zu Thalia
hatte über ein solches Interesse bereits das
„manager magazin“ geschrieben. Die Blät-
ter gaben keine konkreten Quellen an.

Die Finanzinvestoren interessieren sich
laut „FAZ“ für die gut laufenden Sparten
von Douglas Holding – die Parfümeriekette
und den Schmuckhändler Christ. Appel-
rath-Cüpper und Hussel könnten nach
ihren Vorstellungen auf der Verkaufsliste
landen. Noch weniger Interesse hätten die
Finanzinvestoren an Thalia und plädierten
für einen Verkauf, noch bevor sie bei Dou-
glas Holding einsteigen.

Thalia betreibt derzeit elf Filialen im
Land Bremen und 19 in Niedersachsen.

Luxemburg (wk). Der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) hat die Schutzrechte von
Reisenden bei Insolvenz des Veranstalters
gestärkt. Die Versicherung des Veranstal-
ters muss auch dann Reisepreise rückerstat-
ten oder Rückreisen sicherstellen, wenn
der Veranstalter wegen Betrugs zahlungs-
unfähig wurde, wie der EuGH in einem ges-
tern in Luxemburg veröffentlichten Urteil
entschied. Die Schutzfunktion des soge-
nannten Reisesicherungsscheins, den Ver-
anstalter ihren Kunden bei Buchung auszu-
händigen haben, gilt laut Gericht unabhän-
gig von den Ursachen der Zahlungsunfä-
higkeit des Veranstalters (Aktenzeichen: C
134/11).

Den zugrunde liegenden Fall hatte das
Landgericht Hamburg dem EuGH vorge-

legt. Ein geprellter Reisender hatte gegen
eine Reiseversicherung geklagt. Sie hatte
sich geweigert, den Preis für seine Pau-
schalreise zu erstatten, die wegen Insol-
venz des Reiseveranstalters nicht stattge-
funden hatte. Der insolvente Veranstalter
hatte dem Landgericht zufolge die Einnah-
men von Kunden betrügerisch zweckent-
fremdet und niemals die Absicht, die Reise
tatsächlich zu veranstalten. Der Veranstal-
ter hatte zwar einen Insolvenzversiche-
rungsvertrag abgeschlossen und dem Klä-
ger deshalb Sicherungsscheine für den Fall
der Insolvenz ausgehändigt. Die Versiche-
rung verweigerte wegen des betrügeri-
schen Bankrotts aber gleichwohl jegliche
Zahlung. Zu Unrecht, wie der EuGH jetzt
entschied.
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So groß wie 20 Fußballfelder: Die Montage zeigt die künftigen Ausmaße der Rohbauhalle auf dem Bremer Mercedes-Gelände.   FOTOMONTAGE: DAIMLER
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